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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/339 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 3/69 — der 
Eheleute Margit und Ulf Eggers, Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 14 


(Hamburg-Eimsbüttel) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 28. September 1969 haben 
die Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Bundestagswahl im Wahlkreis 14 (Ham- 
burg-Eimsbüttel) eingelegt. 

Dieser, an den Leiter des Wahlkreises 14 adres- 
sierte Wahleinspruch, ist in Durchschrift mit Be- 
gleitschreiben vom selben Datum dem Bundestag 
innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist 
zugegangen. 

Zur Begründung tragen die Einspruchsführer vor, 
sie seien seit dem 25. Juli 1969 in Hamburg 19, 
Lutterothstraße 28 d, gemeldet, hätten trotzdem 
aber Wahlbenachrichtigungskarten mit ihrer 
alten Anschrift und die Aufforderung, im dazu- 
gehörigen Wahlbezirk 318 20 zu wählen, erhal- 
ten. Laut Wahlbenachrichtigung seien sie im 
dortigen Wahlverzeichnis eingetragen und folg- 
lich nur dort berechtigt gewesen, zu wählen. Als 
sie jedoch hätten wählen wollen, hätten sie sich 
im Wählerverzeichnis wegen Umzugs gestrichen 
gefunden. Da es bereits 17.50 Uhr gewesen sei, 
habe der Wahlvorstand des Wahlbezirks 318 20 
sich außerstande gesehen, ihnen die Wahl noch 
zu ermöglichen. 

Der Kreiswahlleiter des Wahlkreises 14 der 
Freien und Hansestadt Hamburg, Bezirksamt 
Eimsbüttel, teilte mit Schreiben vom 14. Novem- 
ber 1969 mit, daß auf Grund eines Irrtums die 
Eheleute Eggers nicht in die Straßenkartei des 
für die Lutterothstraße (neue Wohnung) zustän- 
digen Einwohneramtes aufgenommen worden 
seien. Wie dieser Irrtum entstanden sei, habe 
nicht mehr aufgeklärt werden können. Eine 
Korrektur des Wählerverzeichnisses sei am 
Wahltage nicht mehr möglich gewesen. 

Der Vorwurf der Einsprechenden, ein Fehler der 
zuständigen Behörde habe sie an der Ausübung 
des Wahlrechts gehindert, sei jedoch nicht zu- 
treffend. In der amtlichen Bekanntmachung über 
die öffentliche Auslegung der Wählerverzeich- 
nisse sei darauf hingewiesen worden, daß die 
zuständige Einwohnerdienststelle benachrichtigt 
werden müsse, wenn die Angaben auf einer Be- 
nachrichtigungskarte nicht richtig seien. Von 
dieser Möglichkeit hätten die Einsprechenden 


keinen Gebrauch gemacht, obwohl sie gemerkt 
hätten, daß die Benachrichtigungskarte eine 
falsche Anschrift aufgewiesen habe. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den; er ist auch zulässig, jedoch aus den nachfolgen- 
den Gründen offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 15 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO) 
i. d. F. vom 8. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 240) 
sind in das Wählerverzeichnis alle Wahlberechtigte 
von Amts wegen einzutragen, die am 35. Tage vor 
der Wahl (Stichtag) für einen Wahlbezirk bei der 
Meldebehörde angemeldet sind. Wie der Kreiswahl- 
leiter des Wahlkreises 14 der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg mitteilte, ist dies auf Grund eines 
Behördenirrtums nicht geschehen. Da in der amt- 
lichen Bekanntmachung über die öffentliche Aus- 
legung der Wählerverzeichnisse jedoch ausdrück- 
lich darauf hingewiesen wurde, daß die zuständige 
Einwohnerdienststelle benachrichtigt werden müsse, 
wenn Eintragungen im zuständigen Wählerverzeich- 
nis nicht vollständig oder überhaupt nicht erfolgt 
sind und die Eheleute Eggers während der Aus- 
legungsfrist des Wählerverzeichnisses von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht haben, müs- 
sen sie die Tatsache, daß sie von der Bundestags- 
wahl ausgeschlossen wurden, insoweit selbst ver- 
treten. 

Selbst wenn ein fehlerhaftes Verhalten der zustän- 
digen Wahlbehörde unterstellt wird, hätte dies 
keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im Bun- 
destag haben können [vgl. BVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 

Der Einspruch war daher trotz des Verstoßes gegen 
§15 Abs. 1 BWO als offensichtlich unbegründet im 
Sinne des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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